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Beklagten und Revisionsbeklagten°

Der 100 Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 200 November 1970 durch

SenatSpräsident Dro T e s m e r
— Vorsitzender —,

Bundesrichter Dro B r o o k e

Bundesrichter Dro B u r d e n s k i ‚
Bundessozialrichter Dra G o p p e l und

Bundessozialrichter M e c k e s

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des

Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom
10 August 7968 aufgehoben9 soweit es die Klage auf

Gewährung von Berufsschadensausgleich für die Zeit

nach dem 31„ Dezember 1964 abgewiesen hate .
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Die Sache wird insoweit zu neuer Verhandlung und

‚Entscheidung an das Landessozialgericht zurückverw

‘
wiesen°

Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden

Urteil vorbehalteno

G r ü n d e :—__-_—_m—-.———

Der im Jahre 1912 geborene Kläger ist von Beruf selb—

ständiger Schneidermeistero Bei ihm waren als Schädi—

gungsfolgen zunächst anerkannt:

1[) Hungerkrankheit, 2a Hornhautnarbe am linken Auge?

3„ Steoksplitter in den Halsweichteilen links

mit einer äinderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) um 3O.VQHO

Durch Bescheid vom 180 Januar 1951 wurde die MdB wegen

Abheilung der Hungerkrankheit auf 10 voH° herabgesetzt

und die Rente mit Wirkung vom 19 März 1951 entzogen0

Im März 1964 beantragte_der Kläger, Herz— und Rheuma—

beschwerden als Schädigungsfolgen anzuerkenneno Das

Versorgungsamt (VersorgA) Aachen erkannte durch Be—

scheid vom 140 Mai 1965 eine Bechterew'sche Erkrankung

als weitere Schädigungsfolge an, und zwar als "einmaw

lig nicht richtunggebend verschlimmert durch schädigen—

de Einwirkungen im Sinne des @ 1 BVG"o Dem Kläger wurde

ab 1° März 1964 Rente nach einer MdE um 50 VCHo ge—

währt, und zwar in Höhe von 30 VGH° als Rechtsanspruch‚

darüber hinaus als Kannleistung nach @ 1 Abs() 3 Satz 2

des Bundesversorgungsgesetzes (BVG)DA

Mit seinem Widerspruch begehrte der Kläger die Anerw

kennung von Herzbeschwerden als Folge der Bechterew*

schen Erkrankung, die Bejahung einer besonderen Berufs—
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betroffenheit, die Gewährung
von Berufsschadensausgleich

und die Streichung des Zusatzes "einmalig nicht richtung—

gehend" in Bezug auf die Bechterew'sche Erkrankung, Durch

Teilabhilfebescheid vom 300 Dezember 1965 wurde lediglich

dieser Zusatz gestrichen, im übrigen aber der Widerspruch

durch Bescheid vom 140 Januar 1966 zurückgewiesenc

Während des Klageverfahrens nahm der Kläger seinen Antrag

auf Anerkennung der Herzbeschwerden zurück, Das Sozialge—

richt (SG) hat durch Urteil vom 14, Juli 1967 den Beklagten

verurteilt, dem Kläger vom 10 März 1964 an Berufsschadense

ausgleich unter Zugrundelegung eines Durchschnittseinkommens

nach der Besoldungsgruppc (BesGr) A 9 des Bundesbesoldungs—

gesetzes (BßesG) zu gewähren und einen entsprechenden Bescheid

zu erteilen; im übrigen hat es die Klage abgewieseno Das SG

war der Auffassung, daß der Rückgang des Einkommens des Klägers

seit dem Jahre 1963 zeitlich und ursächlich mit der Verschlimme—

rung seiner Bechterew'schen Erkrankung zusammenhängea ' '

1

Der Kläger hat das Urteil des SG nicht angefochtcn° Auf die Beru—

fung des Beklagten hat das Landessozialgericht (LSG) durch Ur—

teil vom 1, August 1968 das Urteil des SG Aachen dahin abgeänw

dert, daß dem Kläger nur für die Zeit v0m 1, März bis 31, Dezem—

ber 1964 Berufsschadensausgleich zu gewähren ist, Die weiterge—

hende Klage hat es abgewiesen und die Berufung des Beklagten im

übrigen zurückgewiesen,
,I — 1

. 1

In den Entscheidung8gründen ist ausgeführt, die Gewährung eines

Berufsschadensausgleichs nach 5 30 Abs, 3 BVG setze nicht vor«

aus, daß eine besondere berufliche Betroffenheit im Sinne von

5 30 Abs() 2 BVG vorliegeo Die erste Voraussetzung des 5 30 Abs, 3

BVG, nämlich daß der Kläger "durch die Schädigungsfolgen" einen

Einkommensverlust erlitten habe, sei für die Zeit vom 1„ März

bis 310 Dezember 1964 erfüllt0 Während dieser Zeit sei er wegen
seiner Bechterew'schen Erkrankung durchgehend arbeitsunfähig ge—

wesen; sein Schneidereibetrieb habe tstsächlich geruht; das Eine-

_ 4'„
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kommen aus seinem Gewerbebetrieb habe im Jahre 1964 nur

479,—— DM betrageno Der Kläger habe somit gegenüber den

vorhergehenden Jahren einen erheblichen Einkommensver—

lust erlitten, der in der Zeit vom 10 März bis 51‚ De—

zember 1964 mindestens 75‚—— DM monatlich betragen habe°

Das für den Kläger maßgebliche Durchschnittseinkommen

sei nach 5 5 Abs(? 1 der Durchführungsverordnung (DVO zu

€ 50 Abso 5 und 4 BVG) das Endgrundgehalt der BesGr A 9

des BBesG; dieses betrage monatlich rd„ 1000‚— DMO Das

für, daß beim Kläger in den Jahren 1965 und 1966 ein
schädigungsbedingter Einkommensverlust eingetreten sei,

lägen hingegen keine Anhaltspunkte vor; arbeitsunfähig

sei er in dieser Zeit nicht geweseno Da der Kläger einen

schädigungsbedingten Einkommensverlust für die Jahre

1965 und 1966 selbst nicht behauptet habe, seien inso—

weit entsprechende Ermittlungen vom Gericht auch nicht

anzustellen gewesen„

Das LSG hat die Revision zugelasseno

Gegen dieses ihm am 190 August 1968 zugestellte Urteil

hat der Kläger durch Schriftsatz vom 160 September 1968,

eingegangen beim Bundessozialgericht (BSG) am 180 Sep—

tember 1968, Revision eingelegt und diese nach Verlänge—

rung der Revisionsbegründungsfrist bis zum 190 November

1968 durch einen weiteren Schriftsatz vom 15„ November

1968, eingegangen beim BSG am 180 November 1968, begrünw

det„

Er beantragt,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils den
Rechtsstreit zur erneuten Verhandlung und Ente

scheidung an das LSG Nordrhein—Westfalen in

Essen zurückzuverweisenc
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In seiner Revisionsbegründung, auf die Bezug genommen wird,

rügt der Kläger eine Verletzung der @@103, 128 des Sozial—

gerichtsgesetzes (SGG) und trägt dazu vor, entgegen der An“

nahme des LSG habe er sehr wohl behauptet, daß die Voraus—

setzungen für einen Berufsschadensausgleioh auch über den

310 Dezember 1964 hinaus gegeben seien° Das LSG habe inso—

weit nicht das Gesamtergebnis des Verfahrens berücksichtigto

Sein Antrag habe unmißverständlich dahin gelautet, ihm vom

10 März 1964 an einen Berufsschadensausgleich zu gewähren;

der Zeitraum sei von ihm also nicht begrenzt worden{) In

diesem Antrag liege zugleich die Behauptung, daß auch weiter—

hin ein schädigungsbedingter Nachteil vorliegeo Das LSG habe

daher nicht ohne besondere Prüfung davon ausgehen dürfen, daß

für die Zeit nach dem 510 Dezember 1964 ein schädigungsbe»

dingter Einkommensverlust nicht vorliegeo Im Rahmen seiner Amts“

ermittlungspflicht habe das LSG vielmehr den Sachverhalt weiter

aufklären müssen, zumal gerade die Bechtérew*sche Erkrankung

die Annahme nahelege, daß er in seinem Beruf so sehr behindert

und benachteiligt sei, daß dieser Umstand sich einkommensminw

dernd auswirken müsseo Zumindest habe das LSG prozeßleitend

auf die Beteiligten einwirken müssen, wenn es das Vorbringen

um den Berufsschadensausgleich ab 10 Januar 1965 als zu unsub—

stantiiert angesehen habeo

Der Beklagte beantragt,

die Revision als unzulässig zu verwerfen°

,
T 1

Er ist der Ansicht, daß die vom Kläger gerügten Verfahrens“

mängel nicht vorliegen, weil das Berufungsgericht seine Pflicht

zur Sacheufklärung nicht verletzt habeo Der Kläger habe im

übrigen auch nicht dargetan, in welcher Richtung das LSG noch

weitere Ermittlungen hätte durchführen müssen„

Die Revision ist fristw und formgerecht eingelegt
und begründet

werden (@@164, 166 SGG); sie ist durch Zulassung nach @ 162
Abs, 1 Nr, 1 SGG statthafto Die Zulassung ist nicht offensicht«
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lich gesetzwidrig (vglo BSG in SozR SGG @ 162 Nr„ 83,

109, 138 und 139), weil der Rechtsfrage, ob ein Berufe»

schadensausgleich (@ 50 Abs° 3 BVG) erst nach vorheriger

positiver Entscheidung über das besondere berufliche

Betroffensein (@ 30 Abs„ 2 BVG) gewährt werden kann,
grundsätzliche Bedeutung zukommt und diese Frage im\

Zeitpunkt des Erlasses des LSG—Urteils vom BSG noch

nicht abschließend entschieden war (vglo Urteil vom

21° März 1969 in BSG 29, 208)0

Die sonach zulässige Revision ist auch begründet°

Bei einer zugelassenen Revision ist das angefochtene

Urteil in vollem Umfang materiell—rechtlich nachzuprüfen

(BSG 3, 180, 186; PetersHSautter—Wolff‚ @ 162 Anm„ 2

S„ III/80e36»), nicht nur im Hinblick auf die Rechtsfrage,

zu deren Klärung die Zulassung erfolgteo Da der Kläger

gegen das Urteil des SG, das seinen Antrag auf Erhöhung

der MdB wegen eines besonderen beruflichen Betroffenseins

abgewiesen hat, kein Rechtsmittel eingelegt und auch

der Beklagte gegen das Urteil des LSG, soweit seine Be—

rufung zurückgewiesen werden ist, keine Revision einge—

legt hat, ist im Revisionsverfahren nur noch streitigy

ob dem Kläger Berufsschadensausgleich auch für die Zeit

nach dem 310 Dezember 1964 zustehto Das LSG hat dies zu
Unrecht verneinto

Nach @ 30 Abs° 3 BVG idF des 20 Gesetzes zur Änderung

und Ergänzung des Kriegsopferrechts (2„ NOG; vom 210
,Februar 1964, BGBl I So 85) steht einem Schwerbeschädig—

ten, der durch die Schädigungsfolgen beruflich insoweit

besonders betroffen ist, als er einen Einkommensverlust

von mindestens 75‚i„ DM monatlich hat, nach Anwendung

des Absatzes 2 Berufsschedensausgleich in näher bestimm—

ter Höhe zug Diese Vorschrift ist durch @ 30 Abs„ 3 BVG
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idF des 30 Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Kriegsopfer»

rechts (30 NOG; vom 280 Dezember 1966, BGBl I So 750) ledig—

lich dahin geändert worden, daß ein Mindesteinkommensverlust

von 75‚—— DM nicht mehr verlangt wird°

Das LSG ist zunächst zutreffend davon ausgegangen, daß die

Gewährung eines Berufsschadensausgleichs nicht davon abhängig

ist‚ daß zuvor bei dem Eeschädigten ein besonderes berufliches

Betroffcnsein gemäß @ 30 Abs„ 2 BVG anerkannt werden ist„ Diese

Auffassung entspricht der Rechtsprechung sämtlicher Kriegs“

opfersenatc des BSG (vglo SOZR BVG @ 30 Nr„ 36 : BSG 29, 208;

Urteile des 8; Senats vom 270 März 3969 — 8 RV 611/67,

8 RV 629/67, 8 RV 827/67; Urteile des erkennenden Senats vom

230 Mai 1969 —10 BV 558/68 »—und. vom 240 Juni 7969 —10 BV
575/68 —)o Die Beteiligten haben gegen diese Rechtsprechung

auch keine Bedenken erhoben (vglo auch VV Nro 7 zu 5 30 BVG)O

.
7 1 \ .Dem LSG ist auch darin zu folgen, daß die Gewährung eines Be—

rufsschadensausgleichs nicht deshalb abgelehnt werden darf,

weil der Beschädigte das für ihn maßgebliche Durchschnittsein—

kommen seiner Berufs— oder Wirtschaftsgruppe auch als Gesunder

voraussichtlich nicht erreicht hätteo Das für die Ermittlung

des Einkommensverlustes maßgebliche Durchschnittseinkommen wird

nicht individuell bestimmt, sondern an Hand der DVG zu @ 30
Abso 3 und 4 BVG nach einem generalisierenden Maßstab gefundeno

Das bringt es mit sich, daß es teils über, teils unter dem Ein—

kommen liegen kann, das der Beschädigte ohne die Schädigunge—

folgen erzielt hätteo Diese unvermeidlichen Abweichungen nach

oben oder nach unten müssen zur gleichmäßigen Behandlung der

einzelnen Fälle und im Interesse eines einfachen und praktikab—

len Verwaltungsablaufs hingenommen werden (vglo BSG in SozR

DVO vom 300 Juli 1964 zu 5 30 Abso—3 und 4 BVG, @ 3 Nr° 4)„

Voraussetzung für die Gewährung eines Berufsschadensausgleichs

/ ‘ ] —

ist in allen Fällen; daß der Beschädigte einen wirtschaftlichen

Schaden erlitten hat, der durch die Schädigungsfolgen verur—
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sacht werden ist, und daß dieser Schaden im Zeitpunkt der

Antragstellung und für die Dauer der Geltendmachung des

Berufsschadensausgleichs weiterhin besteht (vgl„ Urteil

des erkennenden Senats vom 8, Juli 1970 — 10 RV 189/68 H),

Das bedeutet, daß zwischen dem wirtschaftlichen Schaden

und der Schädigung ein ursächlicher Zusammenhang bestehen

muß (so dazu BSG 29, 208; Urteile des erkennenden Senats

vom 25, Juli 1969 —10 BV 711/67 —und vom 2, Juni 1970 „
10 EV 186/67 —), daß also die Schädigungsfolge eine wesent«
liche Bedingung für den wirtschaftlichen Schaden « den

Eink0mmensverlust — darstellen muß° Das LSG hat diese Voré

aussetzung — Vorliegen eines wirtschaftlichen Schadens,

Kausalzusammenhang zwischen Schädigungsfolge und wirtschaft—

lichem Schaden „ nur für die Zeit vom 10 März bis 31,

Dezember 1964 bejahto Für die Zeit nach dem 510 Dezember

1964 hat das LSG festgestellt, daß keine Anhaltspunkte dae

für vorlägen, daß beim Kläger auch in den Jahren 1965 und

1966 — die weiteren Jahre hat das LSG überhaupt nicht era

örtert — ein schädigungsbedingter Einkommensverlust eingee

treten sei und daß der Kläger eine dahingehende Behauptung

selbst nicht aufgestellt hat, Diese Feststellungen werden

von dem Kläger zu Recht mit Verfahrensrügen angegriffen,

weil das LSG insoweit die Grenzen seines Rechts zur freien

Beweiswürdigung überschritten (@ 128 SGG) und als Folge

davon auch seine Pflicht zur Sachaufklärung (@ 103 SGG)

verletzt hato

Gemäß@128 see entscheidet das Gericht nach seiner freien,
aus dem Gesamtergebnis des Verfahrens gewonnenen Überzeugung°

Dieses Gesamtergebnis hat das LSG nicht berücksichtigt,

wenn es zu der Feststellung gekommen ist, daß keine Anhalt—

punkte dafür vorlägen, daß beim Kläger auch in den Jahren

1965 und 1966 ein schädigungsbedingter Einkommensverlust

eingetreten sei und daß er eine dahingehende Behauptung

selbst nicht aufgestellt habe, Der Kläger hatte in erster

Instanz u,a° einen Berufsschadensausgleich ohne zeitliche

Begrenzung beansprucht, Diesem Antrag hat das SG stattgegeben
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und dem Kläger einen Berufsschadensausgleich vom 1„ März 1964

an, done für den gesamten Zeitraum und ohne zeitliche Begren—

zung, zugesprochenn Da der Beklagte in seiner Berufungsbew

gründung selbst vorgetragen hat, daß "die Feststellung des

Sozialgerichts, daß das Einkommen des Klägers seit 1963 erheb—

lich zurückgegangen ist, nicht zu beanstanden ist", konnte

sich der Kläger in seiner Berufungserwiderung darauf beschrän»

ken, für die Frage des Berufssöhadens bzw„ des Mindereinkommens

“auf die zutreffenden Feststellungen der Vorinstanz” zu verwei—

sen° Diese Feststellungen bezogen sich auf einen fortlaufenden9

zeitlich unbegrenzten Berufsschadeno

Das LSG scheint weiter die Sehriftsätze des Klägers vom 9„ Juni

1965 — daß er nur teilweise arbeitsfähig sei — , vom 80 Januar

1966 w daß sein Einkommen durch die anerkannten Leiden sehr

gemindert sei @, vom 260 September 1966 — daß sein Einkommen

für 1966 nicht höher sei als 1965 a, vom 17„ Januar 1967 — daß

er gegenüber einem Schneidergesellsn im Jahre 1965 einen Minder»

verdienst von 5525,64 DM habe „ und vom 150 Mai 1968 an das LSG

„ daß er speziell durch die Bechterew'sche Erkrankung "ständig

Einkommensverluste in Kauf nehmen müsse" @ übersehen zu habenc

Ebenso hat das LSG die Auskunft des Finanzamtes vom 26„ Oktober

—1965 (vgl„ Bl„ 149 der Versorgungsakten) und insbesondere die

vom Kläger beigebrachte Bescheinigung des Finanzamtes vom 290

Mai 1967 (vgl„ 810 254 der Versorgungsakten) @ mit der der ‘

Kläger einen erheblichen Einkommensverlust für das Jahr 1966

nachweisen wollte — völlig unberücksichtigt gelasseno Aus den

Versorgungsakten geht weiter hervor, daß dem Kläger durch die

Bescheide vom 50 November 1966 und 60 Dezember 1967 Au5gleichs—

rente für die Jahre 1965/66 und 1967/68 gewährt worden ist° Zwar
setzt die Gewährung der Ausgleichsrente einen schädigungsbe—

dingten Einkommensverlust nicht voraus (vgl„ % 32 BVG), je—
doch kann sie im Zusammenhang mit dem sonstigen Vorbringen des

Klägers (vgla insbesondere Schriftsatz vom 150 Mai 1968) einen

Anhalt dafür geben, daß ein schädigungsbedingter Berufsschaden

auch weiterhin vorliegto Völlig unverständlich wird die Feste
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stellung des LSG über das Fehlen von Anhaltspunkten

für einen schädigungsbedingten Einkommensverlust für

die Jahre 1965 und 1966 im Hinblick auf die Bericht—

erstatterverfügung vom 29„ Januar 1969 (vglo Bla 78 ff

der LSG—Akten)„ Darin hat das LSG den Beklagten uoao
darauf hingewiesen: "Daß der Kläger "durch die Schäw

Minderverdienst hatte, ist offensichtlich"() Der Hin—

weis auf den erheblichen Mindervcrdienst auch für das

Jahr 1965 ist völlig eindeutig und entsprach dem

aus den Akten ersichtlichen Prozeßstoffo Sollte das

LSG gleichwohl noch irgendwelche Zweifel gehabt haben?

dann hätte es den Kläger zur Ergänzung seiner tatw

sächlichen Angaben anhalten müssen (vglo @ 106 Abs„ ?

-iVm & 112 Abs„ 2 SGG)o
u

Das LSG hat somit nicht das Gesamtergebnis des Verw

fahrens berücksichtigt und 5 128 SGG verletzt, wenn“

es die Feststellung getroffen hat, daß keine Anhalts—

punkte dafür ersichtlich sind, daß beim Kläger in den

Jahren 1965 und 1966 ein schädigungsbedingter Einkommens“

verlust eingetreten ist, und daß der Kläger eine da_

hingehende Behauptung selbst nicht aufgestellt hat()

Das angefochtene Urteil beruht auch auf dem gerügten

Verfahrensmangel, weil das LSG möglicherweise anders

entschieden hätte, wenn es das Gesamtergebnis des

Verfahrens einwandfrei gewürdigt hätteo Das Urteil des

LSG war daher schon aus diesem Grunde aufzuheben,

ohne daß auf die weiter vom Kläger erhobenen Verfah—

renSrügen eingegangen zu werden brauchteo Der Senat

konnte nicht in der Sache selbst entscheiden, weil

das LSG keine Ermittlungen darüber angestellt und

keine Feststellungen dahin getroffen hat, ob bei dem

__11„

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Kläger tatsächlich ein schädigungsbedingter Einkommensver—

lust für die Zeit nach dem 51° Dezember 1964 vorliegt: Die

Sache war daher zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

an das LSG zurückzuverweisen (@ 170 Abs„ 2 Satz 2 SGG)o
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